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I. Vorwort
„Salus rei publicae suprema lex esto” – nach dem Führungsprinzip des öffentlichen Rechts der antiken Rom soll das öffentliche Wohl das oberste Gesetz sein. So bestehen weder das Recht, noch der Staat für sich selbst: Sinn ihres Bestehens liegt im Gemeinwohl, im Dienst des Friedens und der Sicherheit der Gemeinschaft. Dies Prinzip gilt auch im XXI. Jahrhundert für die Tätigkeit von Staatsorganen und der Justiz. Die Tätigkeit des rechtsprechenden Richters zeigt über die Durchsetzung des Rechts: Entscheidungen über Strafsachen, zivilrechtliche Streitigkeiten und andere, gesetzlich festgelegten Angelegenheiten sollen auch dem Gemeinwohl dienen. Dies ist aber nur im Falle möglich, wenn das Gerichtssystem neben den Änderungen des gesetzlichen Hintergrunds auch die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Änderungen, von denen die Gemeinschaft der Bürger betroffen sind, berücksichtigt, und die Möglichkeiten ermesst, die die Zeitgemäßheit und das fachliche Niveau der Rechtsprechung verbessern können. 
Von besonderer Bedeutung sind die obigen im Falle der Kurie, deren Tätigkeit für die im Instanzenzug untergeordneten Gerichte als Modell dient. Die Kurie soll ihre Berufstätigkeit so organisieren, dass sie sowohl den rechtsuchenden Bürger, als auch dem Gemeinwohl dienen kann. Dazu braucht man bewusste Planung, d. h. die Gestaltung eines festen Zukunftsbildes, eine Situationsanalyse, die Setzung eindeutiger und messbarer Ziele, zuletzt die Zerteilung der letzteren in Teilziele und Arbeitsprozesse. Die Leitung der Kurie führte diese Arbeit in 2013 aus. Diese Studie bezweckt einerseits die im September 2013 angenommene, mittelfristige Institutsstrategie der Kurie vorzustellen, andererseits über die verwirklichten Ziele und die bewährten Praktiken (best practices) aus der Periode zwischen 2012 und 2017 eine Übersicht zu geben.
Der Bedarf an einer Übersicht ist von dem Anspruch auf die Aufrechterhaltung bzw. Verstärkung des öffentlichen Vertrauens an der Justiz gerechtfertigt. In den vergangenen Jahren ist eine Studie im Ungarn mit dem sprechenden Titel „Verdächtige Welt, verdächtiges Rechtssystem“ herausgekommen
, deren Autor davon ausgeht, dass im Ungarn das Verhältnis zwischen dem Staat und ihren Bürgern durch Abneigung, manchmal sogar Feindlichkeit charakterisiert ist. Dieses Phänomen hat seine Wurzeln in der Geschichte Ungarns: während der Zeit der türkischen, später der sowjetischen Herrschaft waren die staatlichen Institutionen gleichbedeutend mit der Unterdrückung, und so wurden die Ausspielung der Macht und die Gesetzumgehung als Tradition und als vaterländische Tugend aufgefasst. Der Autor untersucht die Verbreitung von vier Einstellungen: der Staat wird von einer verborgenen Hintergrundmacht getrieben; die Gesetzgebung wird von einflussreichen Interessengruppen geleitet; die staatlichen Institutionen dienen nicht den Interessen der Bürger, so sind sie auszuspielen; der Staat lagert sich auf alle Gebiete des menschlichen Lebens. Das Fazit der Studie ist optimistisch, weil keine der obererwähnten Einstellungen das öffentliche Denken im Ungarn dominiert: die Mehrheit ist durch vernünftiges Maßhalten charakterisiert. Eine argwöhnische Einstellung wird jedoch die rechtsprechende Gewalt zur Ausarbeitung von angemessenen Antworten, und vor allem zur Selbstprüfung antreiben. 
Als Bespiel der Selbstprüfung kann man das gemeinsame, von der Europäischen Union finanzierte Projekt der obersten Gerichte von Lettland, Lituaen, Spanien und Ungarn, bzw. der Universitäten von Antwerpen und Ljubljana anführen, das im Jahre 2017 beendete.
 Die Teilnehmer des Projekts suchten u. a. nach der Antwort für die Frage, wie die höchsten Gerichtsorgane zur Rechtssicherheit, sowie zur Folgerichtigkeit und Transparenz der Rechtsanwendung. Dank ihrer gemeinsamen Anstrengungen haben die Teilnehmer einen Leitfaden über die bewährten Praktiken (Best Practice Guide
) erlassen, der viele Maßnahmen der Kurie vorstellt, die der Einheitlichkeit, dem hohen Niveau und der Transparenz  der Rechtsprechung dienen. So präsentiert er z. B. das Praktikumsprogramm und die Körperschaft der Hauptberater der Kurie, sowie die Veröffentlichung der Ergebnisse der Rechtsprechungsanalyse und die regelmäßigen Mitteilungen über Vorabentscheidungserscuhen. 
Zur Übersicht kann die Reihe von Ereignissen bewegen, die – man könnte sagen – für die ganze mittel-und osteuropäische Region charakteristisch ist, und die in fast allen Ländern der Region zu widerwillig empfangenen, laufenden Modelländerungen in der Justiz führte. Ihre soziologische Erklärung kennen wir zurzeit nicht. Jedoch kann dieses Phänomen unsere Aufmerksamkeit darauf lenken, dass in den neuen Demokratien die rechtsprechende Gewalt seinen endgültigen verfassungsmäßigen Stand noch nicht gefunden hat. Die neuen Elemente und Einstellungen, die in den letzten sechs Jahren im Ungarn erschienen, können vielleicht uns helfen, zu verstehen, warum all dies geschieht. 
II. Strategische Planung und Durchsetzung
A. Vorgeschichte
1. Herausforderungen für die Justiz im XXI. Jahrhundert
Die Fertigstellung der Institutsstrategie der Kurie wurde von mehreren Umständen bzw. Änderungen motiviert, die in sich selbst schon zur Ausarbeitung einer mittelfristigen Institutsstrategie veranlassen, aber zusammen machen sie die Ausarbeitung unzulässig:

· In den modernen bürgerlichen Gesellschaften, so auch im Ungarn gewinnt das Recht, und sogar das von Richtern geprägte Fallrecht immer größere Rolle in der Bewältigung von verschiedenen Problemen und Konflikten auf gesellschaftlicher Ebene. Darüber hinaus stellen der Beitritt zur Europäischen Union, der mehrstufige Grundrechtsschutz, sowie die verfassungsgerichtliche Kontrolle über richterliche Entscheidungen Herausforderungen dar, die planmäßige Veränderungen beanspruchen.  
· Die Aufstellung der Tafelgerichte vor mehr als einem Jahrzehnt brachte sich die Änderung der Rolle des Obersten Gerichts bzw. der Kurie mit. Ihre Rechtsmittelfunktion wurde in den Hintergrund gedrängt, während ihre Befugnisse als Revisionsinstanz und als Wächter der Rechtseinheit wurden in den Vordergrund gestellt. Allerdings wurde keine umfassende Strategie entworfen, die die mit diesen Änderungen entstandenen Herausforderungen in ihrer Komplexität bewältigen konnte.  
· Mit dem 1. Januar 2012 traten die Maßnahmen der neuen Justizreform in Kraft, und damit veränderten sich grundlegend die Befugnisse und die Einrichtungen der Gerichtsverwaltung, mit besonderer Hinsicht auf das Verhältnis der Kurie und der Verwaltungsorganisation. Gleichzeitig wurde die Kurie mit neuen Befugnissen (kommunalrechtliche Normenkontrolle, Rechtsprechungsanalyse usw.) ausgestattet.   

· Die zeitgerechte und niveauvolle Rechtsprechung, sowie die einheitliche, transparente Beurteilung von Rechtssachen sind stets bestehende Erwartungen seitens der Gesellschaft. Diese Erwartungen gelten besonders in Rechtssachen, die von der Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit begleitet werden und in denen die Kurie oft als letzter Instanz urteilt.   

· In 2013 erließ die Europäische Kommission ihre Mitteilung  „COM(2013)160 final”, in der sie die messbaren Indikatoren der Justiz festgelegt hat.  
2. Zukunftsbild und Grundwerte
Bei der Gestaltung ihres Zukunftsbildes soll der Kurie aus der Vergangenheit ausgehen, da die Gerichtsbarkeit eine mehrere tausend Jahre alte gesellschaftliche Einrichtung ist: das selbstständige Dasein des Staates ist unvorstellbar ohne Gerichte, die im Staatsgebiet auf ausschließliche Zuständigkeit verfügen und die Rechtsvorschriften mittels Hoheitsakten geltend machen. Unser Zukunftsbild ist grundlegend geprägt von der Rollenbestimmung und der Wertordnung, die in Bezug auf die Gerichtsbarkeit und die rechtsprechende Gewalt im Laufe der zweieinhalb tausend jährigen europäischen Rechtsentwicklung entstanden. Hierzu rechnen u. a. die richterliche Unabhängigkeit
, die Unterwerfung des Richters dem Gesetze, die faire und unparteiische Rechtsprechung
 und nicht zuletzt die Einheitlichkeit der Rechtsprechung
. Daneben müssen wir Rücksicht auf die jahrhundertelange Geschichte
 der Kurie nehmen: sowohl auf die Rolle, die sie in der Konsolidation und Entwicklung der ungarischen Rechtsordnung spielte, als auch auf ihre verfassungsrechtliche Position und Aufgaben im XXI. Jahrhundert.
Im Hinblick auf die obigen ist die wichtigste mittelfristige Aufgabe der Kurie, die Einheitlichkeit der Rechtsprechung der gesamten Gerichtssystems zu gewährleisten und dem Erheben des Niveaus der Rechtsprechung zu beitragen. Über diese streng fachlichen Gesichtspunkte hinaus hat die Kurie – als das oberste Organ der rechtsprechenden Gewalt – eine hervorragende Rolle im Aufrechterhalten der demokratischen und verfassungsmäßigen Ordnung. So hat die Institutsstrategie nicht nur ein fachliches Zukunftsbild zu skizzieren, sondern auch die Grundwerte festzustellen, die die Kurie sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben immer vor den Augen halten soll. Die wichtigsten unter diesen Grundwerten sind:
· der Schutz der Rechtsstaatlichkeit, der Rechtssicherheit und der Rechtsgleichheit;

· die Geltendmachung der im Grundgesetz festgelegten Prinzipen der demokratischen Ausübung der Gewalt;

· die Geltendmachung der Menschenrechte in der richterlichen Praxis;

· die Berechenbarkeit der Rechtsprechung, Streben nach Gerechtigkeit;

· die Offenheit für Dialog mit den im Instanzenzug untergeordneten Gerichten, mit den Organen der Gerichtsverwaltung und mit allen professionellen Partnern. 
3. Gesichtspunkte bei der Planung
Bei der Ausarbeitung der Strategie sollte man Rücksicht nehmen darauf, dass die Kurie ein spezielles Organ der öffentlichen Gewalt ist. Im Gegensatz zu anderen Staatsorganen, die grundlegende Erwartung an die Kurie – als das oberste Organ der Judikative – ist die Unabhängigkeit. Ihre Aufgabe ist der Rechtsschutz
, und deshalb hat sie bei der Setzung der strategischen Ziele stark beschränkte Möglichkeiten: diese Ziele werden überwiegend von den verfahrens- bzw. organisationsrechtlichen Vorschriften gesetzt. 
Ein wichtiger Gesichtspunkt war die Konsistenz, d. h. das Dokument sollte sich an die Strategien der Regierung bzw. des Landesgerichtsamts inhaltlich und logisch anpassen. 2012 arbeitete die ungarische Regierung die „Guter Staat“ Entwicklungskonzeption, deren wesentliches Element ist, dass der Staat dem Gemeinwohl dienen soll. Das Gemeinwohl schließt den rechtmäßigen Vorgang des Staates ein, und deswegen beiträgt das richtige Funktionieren der Kurie zur wirksamen und rechtsstaatlichen Handlung aller Staatsorgane. 
Auf die Komplexität sollte man bei der Planung auch Rücksicht nehmen. Dies bedeutet, dass sich die Strategie nicht nur auf interne Entwicklungen und die Effektivität der fachlichen Tätigkeiten konzentriert, sondern auch auf die Art und Weise, auf die die Kurie sich ihrem sozialen Umfeld und anderen Instituten anschließt. Die Gestaltung der Beziehungen der Kurie zur Öffentlichkeit, sowie die Bestandsaufnahme der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wirkungen der geplanten Maßnahmen bilden einen wichtigen Teil der Planung, jedoch darf dies die Unabhängigkeit der Justiz nie verletzen. 
Bei der Ausarbeitung der Strategie strebten wir nach Messbarkeit, d. h. nach Anwendung von verfolgbaren Indikatoren, mit besonderer Rücksicht auf die obenerwähnte Mitteilung der Europäischen Kommission. Wir strebten auch danach, schon in der Planungsphase klarzustellen, welche Ziele und Vorstellungen die Veränderung von Rechtsvorschriften brauchen und welche nicht. Die vorigen liegen außerhalb der Zuständigkeit der Personen, die für die Durchsetzung der Strategie verantwortlich sind. 
In den wichtigsten Funktionsbereichen der Kurie sind die Ziele in der ausführlichen gesetzlichen Regelung gesetzt, deswegen gibt es in grundlegenden Organisations- und Funktionsfragen keine Änderungsmöglichkeit. So wurde bei der Strategieentwicklung hohe Priorität den Bereichen beigemessen, wo es – mangels ausdrücklichen rechtlichen Befehls oder Verbots – das allgemeine Ziel, d. h. das transparente, wirksame und erfolgreiche Funktionieren hauptsächlich auf die Aktivität der Kurie ankommt
. 
B. Situationsanalyse
Der Strategiebildung ging eine umfassende Situationsanalyse voran. Dies bedeutet die Bestandsaufnahme aller im Zeitpunkt der Planung vorliegenden inneren und äußeren Gegebenheiten (Organisation, Personal, finanzielle Lage, Beziehungen zur Öffentlichkeit usw.). Die Mehrheit dieser ist maßgebend für jedes Staatsorgan, wenn es zu einer Situationsanalyse kommt. So werde ich in den folgenden nur auf jene Gebiete eingehen, die sich aus der Spezialaufgaben der Kurie ergeben.  
1. Eigenschaften, die sich aus den Spezialaufgaben der Kurie ergeben
a)  Gewährleistung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung  
Eine der speziellen, im Grundgesetz festgelegten Aufgaben der Kurie ist, die Einheit der Rechtsanwendung der Gerichte zu gewährleisten.
 Zurzeit verfügt die Kurie über vier, auf Gesetzesebene geregelte Rechtseinheitsmittel: Fassung von Beschlüssen zur Rechtseinheit, Veröffentlichung von Grundsatzurteilen und Grundsatzentscheidungen (die letzteren werden aus den Urteilen von in dem Instanzenzug untergeordneten Gerichten ausgewählt), Erlass von Meinungen des Kollegiums, und die Veröffentlichung von den sogenannten zusammenfassenden Meinungen, die als Ergebnisse der Rechtsprechungsanalysen erstellt werden.  
Daraus ragt der Beschluss zur Rechtseinheit hervor, weil er wegen seines normativen Inhalts (dies bedeutet die Feststellung des Inhalts einer Rechtsnorm, die für die Gerichte und dadurch auch für die Prozessparteien verbindlich ist) am meisten geeignet, die richterliche Unabhängigkeit zu beschränken.
 Die Meinungen eines Kollegiums (oder mehreren Kollegien) legen Grundsätze bezüglich mehrerer Rechtssachen, aber auf abstrakter Ebene fest. Die Veröffentlichung von Grundsatzurteilen und Grundsatzbeschlüssen
 entspricht am meisten den europäischen Traditionen der Rechtseinheit, nach denen die für die tägliche Praxis maßgebende Rechtsauslegung von dem obersten Gericht (oder Kassationshof) in der Rechtfertigung von individuellen Entscheidungen erklärt wird. 
Eine Reihenfolge der obigen Rechtseinheitsmittel stellt das ungarische Gerichtsverfassungsgesetz nicht auf, so entscheidet die Kurie selbst darüber, was für eine Rolle den einzelnen Mitteln zuteilt. Im Rahmen der Situationsanalyse wurde mit Einbeziehung aller Richter eine Umfrage durchgeführt, die der Wirksamkeit der Rechtseinheitstätigkeit der Kurie und der Rolle dieser Tätigkeit bei der Beurteilung von einzelnen Rechtssachen nachging. Aus den Ergebnissen der Umfrage konnte man darauf schließen, dass neben den gesetzlich festgelegten Rechtseinheitsmitteln auch die individuellen Entscheidungen der Kurie eine wichtige Rolle in der Sicherung der Einheitlichkeit der Rechtsanwendung spielen. Dadurch haben wir geschafft, das Verhältnis der einzelnen Rechtseinheitsmittel zueinander festzustellen. 
b) Rechtsprechungsanalyse in rechtskräftig abgeschlossenen Fällen
Einen wichtigen Teil der Situationsanalyse bildete das System der Rechtsprechungsanalyse. Vorteil der Analyse ist, dass sie die Divergenzen in der Rechtsauslegung zutage bringt und gibt eventuell auch Vorschläge für die einheitliche Auslegung. Da sie eine ziemlich unmittelbare Wirkung und einen aufdeckenden, empfehlenden Charakter hat, so beschränkt sie die richterliche Unabhängigkeit nicht. In Hinblick auf die Zusammenstellung der Analysengruppen (der Gruppenleiter kann Richter von allen Instanzen, Vertreter anderer juristischen Berufe und Rechtswissenschaftler in die Analyse einbeziehen), sowie auf die Art und Weise der Annahme der sogenannten zusammenfassenden Meinung (über sie entscheidet  das zuständige Kollegium der Kurie mit einfacher Mehrheit), ermöglicht die Rechtsprechungsanalyse einerseits eine mehrdimensionale Untersuchung, andererseits kann sie zur Einnahme eines einheitlichen Standpunktes führen. Neben diesen allgemeinen Erfahrungen wurden die folgenden Schlussfolgerungen gezogen:
· Die Untersuchungsgegenstände werden nach dem Gesetz jedes Jahr von dem Präsidenten der Kurie bestimmt. In der Praxis werden aber auch die von der beruflichen Öffentlichkeit (Universitäten, Anwaltskammer usw.) kommenden Themenvorschläge, was hinsichtlich der Transparenz und der Wirksamkeit einen Fortschritt bedeutet. Jedes Jahr im Oktober frage ich die Vertreter der Rechtswissenschaft bzw. anderer juristischen Berufe schriftlich Bescheid, und diejenigen, die ihren Themenvorschläge schriftlich abgegeben haben, können diese im Rahmen einer an der Kurie abgehaltenen Tagung mündlich ergänzen.
· Die Kurie soll lebendige Beziehungen zur Rechtswissenschaft und mit ihm eng verbundenen Wissenschaftszweigen (z. B. Wirtschaftswissenschaft) haben, weil solche Beziehungen und Diskurse die Begründetheit der Analyse erheben. 2013 schloss die Kurie mit dem Rechtswissenschaftsinstitut der Ungarischen Akademie der Wissenschaften zum ersten Mal ein Kooperationsabkommen ab, das im Jahre 2017 von einer ausgeweiteten, mit dem Forschungszentrum der Sozialwissenschaften der Akademie abgeschlossenen Abkommen gefolgt wurde.
· Es muss Rücksicht genommen werden darauf, was für ein Ergebnis die Arbeit einer Rechtsprechungsanalysengruppe mit sich bringt (z. B. Einleitung des Verfahrens eines Rechtseinheitssenats, Erlass einer Meinung des Kollegiums, Veranlassung der Veränderung von bestimmten Rechtsvorschriften). Die Analysengruppen der Kurie dienen keinen Forschungszwecken: sie sind ein Mittel zur Gewährung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung. Und so wird die Notwendigkeit, eine Analysengruppe einzusetzen, von den Ergebnissen bestätigt. 
c) Beziehungen zu Gerichten niedriger Instanz 
Die Situationsanalyse der Aufgaben bezugnehmend auf die Gewährung der Rechtseinheit bezog auch die Kontakte mit den Gerichten niedriger Instanz ein. Begründete Kenntnisse über die Rechtsanwendung von Richtern und Spruchkörpern niedriger Instanz sind nämlich unverzichtbar zur Effektivität der im Interesse der Rechtseinheit ausgeführten Arbeit. Das ungarische Gerichtsverfassungsgesetz verfolgt das Prinzip des Informationsflusses zwischen Gerichtsvorsitzenden von unten nach oben; in umgekehrter Richtung finden wir keine entsprechende Ausführlichkeit der Regelung. Mit Gesetzeskraft kann die Aktivität der Konsultation nicht erzwungen werden, so gewährleisten den Informationsfluss nur jene Konsultationsformen, an der Anwendung deren alle Instanzen interessiert sind, und wo auf die Probleme von Richtern niedriger Instanz richtige Antworte gegeben werden. Seit der Annahme der Strategie sind – unter Mitwirkung der Kurie – viele Konsultationsgremien zustande gekommen, die auf der freiwilligen Teilnahme von Richtern verschiedener Instanzen beruht. Auf die Arbeit dieser Gremien gehe ich im Teil II der Studie ein.
2.  Äußere Herausforderungen
Die Anwendung des Europarechts ist eine der größten Herausforderungen. Seit dem Beitritt Ungarns zur Europäischen Union haben ungarische Richter insgesamt in 142 Fällen
 ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen Union gestellt – in mehreren Fällen wurde das Ersuchen von der Kurie gestellt. Die Erfahrungen zeigen die Tendenz, dass die Prozessparteien das Gericht immer mehr selbst ersuchen, ein Vorabentscheidungsverfahren einzuleiten. Im Zeitpunkt der Situationsanalyse gab es keine Orientierungshilfe für Gerichte niedriger Instanz im Bereich des Vorabentscheidungsersuchens. So habe ich zu diesem Thema in 2013 eine Rechtsprechungsanalysengruppe aufgestellt, die die an den Gerichtshof der EU verwiesenen Rechtssachen geprüft und viele Schlussfolgerungen gezogen hat.
Eine aktive Einstellung braucht man heutzutage zur kontinuierlichen Beobachtung und Berücksichtigung der Rechtsprechung von anderen, maßgebenden Foren. Die demokratischen Gesellschaften Europas sind grundrechtsbewusst: ihre Forderungen sprengen die Rahmen der traditionellen Gerichtsbarkeit. Es gibt immer mehr grenzüberschreitende Angelegenheiten, und der Richter soll fähig sein, die völkerrechtliche Ordnung und die autonome Rechtsordnung der EU in den Rechtsstreiten darzustellen. Darüber hinaus ist der Richter verpflichtet, die Vorschriften des Grundgesetzes – insbesondere die Grundrechte – geltend zu machen. 
Seit dem 1. Januar 2012 steht es dem ungarischen Verfassungsgericht zu, die Übereinstimmung von Gerichtsentscheidungen mit dem Grundgesetz zu prüfen und grundgesetzwidrige Entscheidungen aufzuheben (sog. echte Verfassungsbeschwerde). Die echte Verfassungsbeschwerde – als Rechtsinstitut, das die Aufhebung von individuellen Gerichtsentscheidungen ermöglicht – kann nur durch auf die Selbstbeschränkung beruhende Zusammenarbeit Erfolg haben. Eine Selbstbeschränkung seitens des Verfassungsgerichts ist,  wenn es die Prüfung nur in Fällen durchführt, in denen die Grundgesetzwidrigkeit die Entscheidung des Richters dem Grunde nach beeinflusst, oder in denen es eine Frage von grundsätzlicher verfassungsrechtlicher Bedeutung gibt, und wenn es die Prüfung nur aus verfassungsrechtlicher Ansicht durchführt (d. h. es darf nicht zur Gesetzesauslegung kommen). Die Selbstbeschränkung seitens der richterlichen Gewalt bedeutet, dass die Gerichte der Grundgesetz-Auslegung des Verfassungsgerichts folgen sollen, auch wenn sie damit nicht völlig einverstanden sind. Die Geltendmachung der im Grundgesetz festgelegten Anforderungen in der richterlichen Praxis wurde in 2016 von einer Rechtsprechungsanalysengruppe geprüft. Die grundrechtsorientierte Rechtsprechung bzw. das Verhältnis zwischen dem Verfassungsgericht und der Kurie wurden in 2016-2017 von mehreren Forschungsgruppen im Rahmen der gemeinsamen wissenschaftlichen Ausschreibung der Kurie und des Verfassungsgerichts beobachtet.
Die kommunalrechtliche Normenkontrolle – als neuer Bereich der ungarischen Verwaltungsgerichtsbarkeit – bedeutet einerseits die Überprüfung der Gesetzmäßigkeit von Verordnungen der Kommunalverwaltungen und ihre eventuelle Aufhebung, andererseits die Feststellung des Versäumnisses einer Gesetzgebungspflicht. Früher erfüllte diese Aufgabe das Verfassungsgericht; ab 1. Januar 2012 fällt sie unter die Zuständigkeit von der Kurie. Im Laufe des Jahres 2012 legte der für kommunalrechtliche Sachen zuständige Senat das Fundament der Normenkontrolle sowohl im verfahrensrechtlichen, als auch im materiell- rechtlichen Sinne. Diese Tätigkeit der Kurie kann Erfolg haben, wenn sie von den Richtern als Unterstützung betrachtet wird und in den Verfahren, wo Verordnungen von Kommunalverwaltungen angewandt werden müssen, bestimmte öffentlich-rechtliche Grundsätze Teil der Alltagspraxis werden.
Die Proaktivität ist unentbehrlich in den Beziehungen zu anderen Instituten. Inhaltlich  geht es bei der Gewährung der Rechtseinheit um Problemerkennung und die Suche nach zeitbeständigen Antworten auf die erkannten Probleme. Dazu ist es unverzichtbar, die berufliche Autorität und institutionelles Gewicht der Kurie mit einer partnerschaftlichen Einstellung zu ergänzen: hierzu zählen das Zuhören und Austausch von verschiedenen Meinungen, sowie die Offenheit für fruchtbare Diskussionen. 
3. SWOT-Analyse
Die wichtigsten Schlussfolgerungen der Situationsanalyse wurden mittels einer sog. SWOT-Analyse
  zusammengefasst, wie folgt.  
	Kräfte:

· ein auf kontinuierlich niveauvolle Tätigkeit bzw. auf gesammelte Erfahrungen beruhendes Wissensbasis, Berufsbewusstheit

· effektive Rechtseinheitsmittel

· Offenheit, Fähigkeit bzw. Bereitschaft zum ständigen Lernen

· einheitlicher, körperschaftlicher Auftritt, intensive Kommunikation

· dynamische Leitung
	Schwächen:
· Der Informationsfluss unter dem Senaten hat sich noch nicht entwickelt
Es gibt keine einheitliche Meinung hinsichtlich der Anwendungsvoraussetzungen der Rechtseinheitsmittel
Es gibt keine regelmäßige, systematische Aufrechterhaltung von früheren Entscheidungen

· Unzureichende Intensität der Kommunikation mit den Gerichten niedriger Instanz  

· Es gibt keine einheitliche Leistungsbewertung  

	Gelegenheiten:
· Aufbau von entsprechenden beruflichen Verbindungen zu anderen Organen;
· Führende Rolle in der Rechtsentwicklung, Aufbau von lebendigen Kontakten zur Rechtswissenschaft;

· EU misst der Wirksamkeit von Justizsystemen hohe Priorität bei;

· Ausnutzung der Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit;

· Ausnutzung von neuen Gelegenheiten der Informationstechnologie  

	Bedrohungen:
· der gesetzliche Hintergrund wechselt sich oft;  
· erhebliche Fallzahl (Arbeitsbelastung);

· Unsachliche Erwartungen von außen, , Misstrauen, äußere Druckausübung;  
· Rigidität, die sich aus der Organisation ergibt;

· Die Sammlungen von Rechtsfällen sind nicht koordiniert;  
· Spärliche Finanzmittel und Gebundenheit bezüglich des Finanzwesens, die den Spielraum der Kurie beschränken 


C. Die wichtigsten strategischen Ziele und ihre Erreichung  
1. Der Zielzustand
Als allgemeines Ziel wurde das transparente, erfolgreiche und wirksame Funktionieren gesetzt. Die speziellen Ziele sind die folgenden:  
· Aufbau das System der Rechtsprechungsanalyse  
· Intensivere Kontakte zu Gerichten niedriger Instanz  
· Intensivere Veröffentlichung von Dokumenten, die der Einheitlichkeit der Rechtsanwendung beitragen  
In Hinsicht darauf setzt die Strategie der Kurie die zu erreichenden Ziele in zwei Dimensionen. Die erste ist die gesellschaftliche Dimension: wir planen ein solches Funktionieren, das über die fachgemäße und – soweit möglich – zeitgerechte Erledigung von Rechtssachen auf Tagesbasis hinaus auch die Rechtseinheit gewährleisten kann, und insbesondere in Fällen, wo die Gesellschaft in großem Umfang bzw. Grundrechte und wichtige Interesse berührt sind. Damit das Vertrauen der Gesellschaft aufrechterhalten und verstärkt werden kann, soll die Kurie nicht der oft wechselnden öffentlichen Stimmung nachkommen, sondern ihre langfristige Akzeptierung weiterentwickeln. Ihrer Legitimation tragen vielmehr die Transparenz des Verfahrens, die Unabhängigkeit und die Kommunikation bzw. Darstellung dieses Wertes nach außen, sowie die Verständlichkeit und klare Kommunikation der Entscheidungen bei. 
Die andere Dimension bezieht sich auf unsere berufliche Rolle: in Fragen, die im Laufe der Rechtsprechung aufkommen, zur Unsicherheit führen und von großer Bedeutung sind, soll die Kurie das Problem rechtzeitig erkennen und solche Entscheidungen treffen, die für die Gerichte niedriger Instanz als Modell dienen können. Die persönliche Unabhängigkeit des Richters erfordert nämlich die Freiheit, in ähnlichen, von ihm verhandelten Sachen nach den Eigenschaften der Tatbestände unterschiedliche Rechtsfolgen festzustellen. Der Bedarf an der gerechten Entscheidung darf nie wegen der Rechtseinheit opfert werden.
In den weiteren werde ich die wichtigsten der mittelfristigen strategischen Ziele der Kurie nach Einsatzbereichen behandeln. 
2. Arbeitsorganisation, Organisations- und Personalfragen  
Im Bereich der Arbeitsorganisation wurde in unsere mittelfristige Strategie die Verstärkung des allgemeinen Informationsflusses als Ziel gesetzt. Besondere Bedeutung wird hier dem Informationsaustausch zwischen dem Kabinett des Präsidenten und den Kollegien, unter den Kollegien, sowie innerhalb eines Kollegiums (d. h. unter den Senaten) beigemessen. 
Während der Zeit der Strategieentwicklung fing die Errichtung der Struktur der sogenannten „Großsenate“. Ein Großsenat ist kein Spruchkörper – also hier geht es nicht um ein Gremium aus drei oder fünf Berufsrichtern, das laut verfahrensrechtlicher Gesetze bzw. des Geschäftsverteilungsplan konkrete Sachen verhandelt – sondern eine Verwaltungseinheit. Sie besteht aus zwei Senatsvorsitzenden und mindestens aus drei, als Berichterstatter tätigen Richtern. Ziele des Großsenats sind, die eigentliche juristische Auseinandersetzung zu helfen und eventuelle Divergenzen zu verhindern. Der Informationsfluss unter den Senaten, die identischen Sachen verhandeln, ist besonders wichtig in Verwaltungssachen. Aus den Mitgliedern eines Großsenats können mehrere Spruchkörper zusammengesetzt werden, was eine Art von Dynamik in die Diskussionen über die in dem Revisionsverfahren zu lösenden Rechtsfragen bringt, und dadurch die Gebundenheit der Rechtsprechung der Kurie an bestimmten Personen verhindert. 
Seit der Annahme der Strategie ist die Struktur der Großsenate in allen Kollegien errichtet, und sie funktioniert erfolgreich. Der Informationsfluss innerhalb eines Kollegiums wird von den Meetings der Senatsvorsitzenden gewährleistet, während dem Informationsaustausch unter den Kollegien tragen wesentlich die im Rahmen der Plenarsitzungen der Kurie von den Senatsvorsitzenden gehaltenen Exposés, die auf die verschiedensten Rechtsgebiete eingehen.
Zur wirksamen und niveauvollen Rechtsprechung ist es unentbehrlich, dass eine entsprechende Zahl von gut gebildeten Justizangestellten die Arbeit der  Großsenate unterstützt. Diesbezüglich hat die mittelfristige Strategie mehrere Ziele gesetzt. Die Rechtsreferendare müssen in die Vorbereitung von richterlichen Entscheidungen eingeschaltet werden, und gleichzeitig muss man ein Karrieresystem ausarbeiten, das eine Tür in den Richterberuf für die jungen Referendare öffnet, die ihre Karriere an der Kurie angefangen haben. Diese Ziele haben wir in den letzten Jahren erreicht, da die Referendare nehmen an den von Gerichten niedriger Instanz organisierten Vorbereitungskurse für die juristische Fachprüfung teil, und haben die Möglichkeit, an einem Wochentag neben einem erstinstanzlichen Richter arbeiten. Das andere strategische Ziel war die Errichtung des Körpers der Hauptberater, der aus jungen, promovierten Rechtswissenschaftlern besteht und ebenso die Arbeit der Großsenate unterstützt. Den Körper der Hauptberater werde ich im Teil II der Studie behandeln.
3. Beziehungen zur Öffentlichkeit und internationale Beziehungen  
Im Bereich der Beziehungen zur Öffentlichkeit bezweckt die Strategie einerseits die Gestaltung eines eindeutigen Medienimages, andererseits setzt sie das Ziel, Berichte über die Tätigkeiten der Kurie als letzte Instanz der Gerichtsbarkeit bzw. über die in wichtigen Sachen getroffenen Entscheidungen der Öffentlichkeit bzw. den Medien nach entsprechender Vorbereitung zu präsentieren. Die Verwirklichung dieser Ziele wird hauptsächlich durch die in 2015 strukturell und inhaltlich erneuerte offizielle Webseite, deren Inhalt auf Tagesbasis aktualisiert wird, sowie durch am Ende jeden Halbjahres organisierte Pressefrühstücke. Jedes Jahr organisiert die Kurie den Tag der offenen Tür für die interessierten Bürger. Im Rahmen des Programms „Offene Gerichte“ empfangen unsere Mitarbeiter regelmäßig Gruppen aus Mittelschulen bzw. inländische und ausländische Studenten. 
Im Bereich der internationalen Beziehungen strebt die Kurie danach, sowohl an der Zusammenarbeit der nationalen obersten Gerichte, als auch an der Kooperation mit internationalen Gerichten aktiv teilzunehmen. Ein strategisches Ziel ist, die Beziehungen zu den obersten Gerichten der Nachbarländer auf höheres Niveau zu heben, damit die Teilnehmer die Rechtsprechungen voneinander kennenlernen können. Dieses Ziel wird durch regelmäßige, bilaterale Richterseminaren verwirklicht, an denen die Richter des Obersten Gerichtshofs (Österreich) bzw. des Bundesgerichtshof und des Bundesverwaltungsgerichts (Deutschland) gemeinsam mit den Richtern der Kurie teilnehmen.
4. Die Rechtseinheitsmittel und die Rechtsprechungsanalyse
Das Verhältnis der auf Gesetzesebene bestimmten Rechtseinheitsmittel zueinander wurde in der Strategie der Kurie nach mehreren Gesichtspunkten (Wirksamkeit, Zeitgemäßheit, Respekt vor richterlicher Unabhängigkeit, Verhältnis zu anderen gesetzlichen Verpflichtungen) festgelegt.  
Die Veröffentlichung von Grundsatzurteilen und Grundsatzentscheidungen ist ein wirksames Mittel, das die richterliche Rechtsauslegung unmittelbar beeinflusst und die Unabhängigkeit der Richter am wenigsten beschränkt. Es geht hier um individuelle Gerichtsentscheidungen, auf die wegen ihres grundsätzlichen Inhalts Akzent gesetzt wird. Die Sammlung von konkurrierenden Einzelentscheidungen, die Objektivität der Auswahlkriterien, sowie die Zusammensetzung der Veröffentlichungssenate gewährleisten, dass eigentlich die maßgebenden Rechtsfällen bzw. Entscheidungen veröffentlicht werden. 
Die Meinung des Kollegiums ist hinsichtlich ihres Inhalts nicht verbindlich, weder für die Kurie, noch für Gerichte niedriger Instanz. Praktisch veranlassen sich aber die Gerichte niedriger Instanz in erheblichem Maße auf dieses Orientierungsmittel. Die Strategie teilt den Meinungen der Kollegien die Rolle zu, in einem Problemkreis durch komplexe Annäherung die Auslegung zu orientieren, einschließlich sogar der Behandlung von Fragen, die sich noch nicht gestellt haben.
 Als legitime Lösung gilt es, wenn die Meinung des Kollegiums die Essenz des schon entfalteten Fallrechts hinsichtlich eines Rechtsinstituts
 enthält, die die Orientierung von Gerichten niedriger Instanz erleichtert.
Der  Beschluss für die Rechtseinheit, wegen seines verbindlichen und abstrakten Charakters, gilt als das stärkste Mittel der Kurie, und deshalb soll seine Anwendung dem Ultima-Ratio-Prinzip entsprechen. 
Die Aufstellung von Rechtsprechungsanalysengruppen bietet für die Kurie die Gelegenheit, Untersuchungen in Rechtsgebieten durchzuführen, die durch andere Wege ins Blickfeld der Kurie noch nicht geraten sind. In Hinblick auf diesen Charakter bezweckt die Rechtsprechungsanalyse hauptsächlich nicht, die Rechtsanwendung zu orientieren. Ihr strategisches Ziel ist, die Einheitlichkeit der Rechtsprechung, die objektiv-teleologische Auslegung, und sogar Gesetzesinitiative empirisch zu unterstützen. Darüber hinaus kann sie das Niveau der Rechtsprechung dadurch erheben, dass sie auf dem geprüften Rechtsgebiet die Grundsätze und Grundwerte klarstellt, auf sich die Rechtspraxis veranlassen sollte. Die Strategie legt in neun Punkten die Ziele bezüglich der Rechtsprechungsanalyse fest. Dementsprechend sollen die Analysen auf Fragen konzentrieren, die von gesellschaftlicher Bedeutung sind. Neben der Identifizierung von Problemen sollen auch Lösungsvorschläge erarbeitet werden, und die Ergebnisse der Analysen sollen der Öffentlichkeit in verständlicher Form mitgeteilt werden. Ein wichtiges Kriterium ist es, bei der Bestimmung der Prüfungsgegenstände die Vorschläge der Gerichte niedriger Instanz bzw. anderer Organisationen zu berücksichtigen, und  den Prüfungsgegenständen, die durch den Instanzenzug nicht ins Blickfeld der Kurie geraten können. 
5. Mehr Intensivität in den Beziehungen zu Gerichten niedriger Instanz  
Nach der Situationsanalyse ist das wichtigste Forum der Kontaktpflege ist die auf mittlerer Ebene organisierte Sitzung des Landgerichtskollegiums, an der die Vertreter von Gerichten oberer Instanz auch teilnehmen. Jedoch ist mehr Aktivität seitens der Gerichte niedriger Instanz notwendig, damit die Kurie von den aus Divergenzen der Rechtsauslegung folgenden Problemen Kenntnis nehmen kann. In diesem Bereich spielen die Leiter der Kollegien eine wichtige Rolle. Seit der Annahme der Strategie hat die Kurie das System der als Ansprechpartner tätigen Richter errichtet: die dazu berufene Richter der Kurie nehmen an den Sitzungen der Straf- und Zivilkollegien der fünf Tafelgerichte teil. In den Bereichen der Verwaltungs- bzw. der Arbeitsgerichtsbarkeit halten die Ansprechpartner Kontakt mit den regionalen (d.h. den Instanzenzug überschreitenden) Kollegien. 
Eine andere Lösung für die Auswahl wichtiger Entscheidungen der Gerichte niedriger Instanz verlässt sich auf die Rechtswissenschaftler. Seit der Annahme der Strategie sind mehrere Beratungsgremien zustande kommen, die im Teil II der Studie behandelt werden.
6. Neue Dimensionen der Gerichtsbarkeit: Grundrechtsschutz, Europarecht, Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte  
Damit die ungarischen Gerichtsentscheidungen sich an die Kriterien des EU-Rechts bzw. der Europäischen Menschenrechtskonvention anpassen können, legt die Strategie fest, dass das Fallrecht des Gerichtshofs der Europäischen Union bzw. des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte fortlaufend beobachtet und dokumentiert werden soll. Innerhalb der Kurie hat das Büro für Internationale Beziehungen und Europarecht diese Aufgabe schon vor der Strategieentwicklung übernommen: seine „Internationale Newsletters“ sind auf der Webseite der Kurie erreichbar. Dementsprechend ist das strategische Ziel, auf dieser Basis ein Dokumentationszentrum zu errichten. Dies benötigt die Koordination von bisherigen Monitoringstätigkeiten und die Deckung des Personalbedarfs. 
Bezüglich der echten Verfassungsbeschwerde setzt die Strategie das Ziel fest, eine für alle Richter zugängliche Datenbasis aufzubauen, die die gegen rechtskräftige Urteile erhobenen und vom Verfassungsgericht zugelassenen Beschwerden, sowie die nach der Aufhebung des rechtskräftigen Urteils getroffenen neuen Gerichtsentscheidungen (d. h. das „Nachspiel“ von Verfassungsgerichtsbeschlüssen) enthält. Auf der Intranet-Seite der Kurie gibt es schon eine Datenbasis über die zugelassenen echten Verfassungsbeschwerden bzw. die neuen Gerichtsentscheidungen, die nach einem erfolgreichen Beschwerdeverfahren getroffen wurden.
III. Bewährte Praktiken 2012-2017

A. Beispiel für die Rechtsprechungsanalyse I – Analyse von Zuschüsse betreffenden Prozessen
Dieses Thema wurde von einer der ersten Rechtsprechungsanalysengruppen geprüft. An der Analyse nahmen Richter aus dem Kollegium für Zivilsachen bzw. aus dem Kollegium für Verwaltungs- und Arbeitssachen teil. Die Gruppe hat ihre zusammenfassende Meinung schon im Juli 2012 zubereitet.  
Die Analysengruppe stellte fest, dass sich die Probleme hinsichtlich der Abgrenzung der gerichtlichen Zuständigkeiten auf die Jahre 2008 und 2009 zusammenführen lassen. Mehrmals versuchte man, den Streit über die Zuständigkeit zu beseitigen, und mehrmals wurde dieses Problem dem obersten Gericht (Rechtsvorgänger der Kurie) gemeldet, mit Hinweis darauf, dass es zur Verhinderung der Geltendmachung von Ansprüchen öffentlicher Finanzen führen kann. Nach den Untersuchungsergebnissen ist die Rechtsprechung von Zivilsachen bezüglich der Zuschüsse von Streiten über die Abgrenzung der Zuständigkeiten charakterisiert, die sich aus der Komplexität dieser Rechtsverhältnisse bzw. aus der parallelen Anwendung von Rechtsinstituten aus verschiedenen Rechtsgebieten ergeben. In diesen Rechtsverhältnissen befinden sich gleichzeitig die privatrechtlichen und die öffentlich-rechtlichen Elemente, jedoch haben diese Zuständigkeitsstreite ihren Ursprung auch in der Unbestimmtheit des öffentlich-rechtlichen Zustands der Organisationen, die die Zuschüsse gewähren.
Die Analysengruppe nahm den Standpunkt ein, dass die mit Zuschüssen zusammenhängende Prozessen nach der materiellrechtlichen Regelung der einzelnen Zuschussverhältnisse entweder als Zivil- oder als Verwaltungssache werden können. Die Abgrenzungsgrundlage liegt darin, ob und in welchem Maße die Rechtsvorschriften hinsichtlich eines Zuschussverhältnisses eine bestimmte Organisation tatsächlich mit behördlichen Befugnissen ausstatten. Nur die öffentlich-rechtlichen Elemente eines Rechtsverhältnisses oder der Charakter irgendeines Beteiligten als „öffentliche Gewalt“ machen die Entscheidung über den Zuschuss nicht zu einem Verwaltungsakt. Ein Verwaltungsprozess kann ausschließlich im Falle eingeleitet werden, wenn die im Kapitel XX der zum Zeitpunkt der Analyse kräftigen
 ungarischen Zivilprozessordnung festgelegten Bedingungen restlos erfüllt sind.  
B. Beispiel für die Rechtsprechungsanalyse II – Die Haftung der Vorstandsmitglieder gegenüber den Gläubigern  
Dieses Thema war Untersuchungsgegenstand im Jahre 2016. Besondere Ursachen der Untersuchung waren einerseits die große Anzahl der gegen die Vorstandsmitglieder – aufgrund des Gesetzes über Insolvenz-und Liquidationsverfahren (nachstehend „Insolvenzgesetz“ genannt) –  erhobenen Haftungsklagen, andererseits die Tatsache, dass die bezügliche, am 1. Juli 2006 in Kraft getretene und schon damals komplizierte Regelung mehrmals modifiziert wurde, was zu Auslegungsproblemen führte.
Im Rahmen der Untersuchung wurden 200 rechtskräftige, von Landesgerichten bzw. Tafelgerichten gefasste Urteile analysiert. Die Berufsrichter verarbeiteten die Urteile mittels eines Formulars, während die anderen Mitglieder trugen zur Untersuchung durch mehreren, auf die ungarische Rechtsliteratur und ausländische Regeln beruhenden Studien bei. Darüber hinaus – wie es auf der ersten Sitzung der Gruppe entschieden wurde – kam es zur Analyse von Gerichtsbeschlüssen, die die Gewährung einer Vermögenssicherung verfügt hatten.  

Seit der Einführung dieses Haftungsinstitut wurden die Vorschriften über die Feststellung der Haftung der Vorstandsmitglieder und ihre Verurteilung viermal verändert, so lassen sich vier Perioden abgrenzen. In einer der Perioden war es möglich, die Leistungsklage gegen das Vorstandsmitglied schon vor der rechtskräftigen Beendigung des Liquidationsverfahrens zu erheben, dann wurde diese Möglichkeit abgeschafft. Eine wesentliche Veränderung stellte das Inkrafttreten des neuen Bürgerlichen Gesetzbuches, nach dem die Vorstandsmitglieder nach dem Eintreffen der Insolvenzgefahr nicht mehr „nach dem Vorrang“, sondern „unter Berücksichtigung“ von Gläubigerinteressen vorgehen sollen. 
Aufgrund der Untersuchung stellte die Analysengruppe fest, dass Liquidationsverfahren nach den Regeln von allen Perioden laufen, so hat sie eine ausführliche Richtlinie hinsichtlich der Anwendung der Haftungsregel gegeben. Die Gruppe betonte – im Hinblick auf das Rückwirkungsverbot –, es sei von besonderer Bedeutung, zu welchem Zeitpunkt das Vorstandsmitglied die unerlaubte Handlung vorgenommen hat. Mit Rücksicht auf das Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches muss man hinsichtlich der vor 15. März 2014 vorgenommenen Handlungen prüfen, ob das Vorstandsmitglied nach dem Vorrang von Gläubigerinteressen, bzw. hinsichtlich der nach 15. März 2014 vorgenommenen Handlungen, ob das Vorstandsmitglied unter Berücksichtigung von Gläubigerinteressen vorging. Was die im Außenverhältnis geltenden Haftungsregeln betrifft, hat es nach der einstimmigen Meinung der Gruppe keine Bedeutung, ob die vorliegende juristische Person sich dem Bürgerlichen Gesetzbuch durch Modifizierung ihrer Gründungsurkunde untergeordnet hat. 
Zur Feststellung der Haftung ist das Eintreffen der Insolvenzgefahr unentbehrlich, und diesbezüglich stellte die Gruppe fest, dass diese Lage trifft ein, wenn der Schuldner ihre Schulden mangels liquider Mittel nicht begleichen kann (objektive Bedingung) und das Vorstandsmitglied davon Kenntnis genommen hat, oder bei Beachtung der erforderlichen Sorgfalt Kenntnis nehmen sollen hätte (subjektive Bedingung). Die Gruppe hob hervor, dass die Haftung bis zu dem Maß besteht, zu dem sich das Vermögen des Schuldners wegen der unerlaubten Handlung des Vorstandsmitglieds vermindert hat.
Was die gesetzliche Vermutung der Verletzung von Gläubigerinteressen war die Gruppe der Meinung, dass diese Vermutung die Beweislast umkehrt, d.h. der Kläger ist nicht verpflichtet, die die Gläubigerinteressen verletzende Handlung und die Kausalität zu beweisen, doch muss er die Tatsache und das Maß des Vermögensverfalls beweisen. Selbst wenn die Vermutung besteht, steht die Möglichkeit der Haftungsfreistellung dem Vorstandsmitglied zu. 
Bezüglich der Freistellung nahm die Gruppe einstimmig den Standpunkt ein, dass im Falle einer aufgrund des Insolvenzgesetzes erhobenen Klage die Regeln dieses Gesetzes – die exakter und strenger als diejenigen des ungarischen BGBs sind – für die Freistellung gelten. Nach der Meinung der Gruppe muss die Frage, ob die Haftungsregel des BGBs einen selbstständigen Klagegrund bilden, oder durch Anwendung des Insolvenzgesetzes zur Geltung gebracht werden, vom Gesetzgeber beantwortet werden. 
Die Analysengruppe äußerte ihre Meinung in mehreren verfahrensrechtlichen Fragen, wie z. B. der Kreis der Prozessbeteiligte oder der Inhalt der Klageschrift bei bloßen Feststellungs- bzw. bei Leistungsklagen. 
Aufgrund der Analyse von Prozessen, die zur Verurteilung der Vorstandsmitglieder eingeleitet wurden, stellte die Gruppe fest, dass die Kläger der Leistungsklagen in jedem Fall identisch mit den Klägern der Feststellungsklagen waren. Das heißt, die übrigen Gläubiger nahmen die Gelegenheit nicht wahr, um eine Leistungsklage zu erheben. Mit Rücksicht darauf wäre es nach der Meinung der Gruppe wünschenswert, wenn der Gesetzgeber neue Rechtsvorschriften erließe, die es für die Gläubiger, die an dem Feststellungsprozess nicht teilgenommen haben, ermöglichen, über den Verlauf des Prozesses bzw. den Inhalt des rechtskräftigen Urteils benachrichtigt zu werden.

Im Hinblick darauf, dass die bezüglichen Regeln der Verurteilung mehrmals modifiziert wurden, hob die Gruppe hervor, dass die Feststellungs- und Leistungsklagen – trotz der sog. zweistufigen Struktur – eine Einheit bilden. Also, wenn die Regeln, die im Feststellungsprozess angewandt worden waren, im Zeitpunkt des Erhebens der Leistungsklage eine Änderung erlebten, muss man die vorigen weiter anwenden, wenn es gesetzlich nicht anders verfügt ist.  
Die Gruppe befasste sich ausführlich mit den Bedingungen der Gewährung einer Vermöggenssicherung, sowie mit dem Verhältnis der Feststellungs- und Leistungsklage nach §33 des Insolvenzgesetzes zu anderen Klagen, die keinen Untersuchungsgegenstand bildeten (z. B. die paulianische Anfechtungsklage).
C. Überprüfung von Rechtseinheitsakten 
In einer stets wechselnden gesetzlichen Umgebung ist es unverzichtbar, dass die Kurie die früheren Rechtseinheitsmittel zeitweise überprüft und über ihre zukünftige Anwendbarkeit entscheidet. In dieser Hinsicht waren das im Jahre 2013 in Kraft getretene neue Strafgesetzbuch und das im Jahre 2014 in Kraft getretene, neue Bürgerliche Gesetzbuch von hervorrangender Bedeutung.
Das Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuchs bietete Anlass zur Abschaffung der in 1981 erlassene Richtlinie Nr. 15 über den strafrechtlichen Schutz des Lebens und der Unverletztheit des Körpers, in Übereinstimmung mit §195 Abs. 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes. Für dieses Verfahren schreibt das Gesetz vor, dass das gesamte (zuständige) Kollegium als Rechtseinheitssenat vorgehen soll.
 So war das Kollegium für Strafsachen das erste Kollegium in der Geschichte der Kurie, das als Rechtseinheitssenat vorging und einen Beschluss für die Rechtseinheit gefasst hat. Eine andere, sich aus dem neuen Gerichtsverfassungsgesetz ergebende Neuheit war, dass der Veranlasser des Rechtseinheitsverfahrens – in diesem Fall der Leiter des Kollegiums für Strafsachen – als Mitglied des Rechtseinheitssenats vorgehen konnte, da nach der neuen Regelung auch der Veranlasser als Senatsmitglied vorgehen kann. Statt der „alten“ Richtlinie Nr. 15 wurden zwei Beschüsse für die Rechtseinheit gefasst: Nr. 3/2013 BJE über den strafrechtlichen Schutz des Lebens und der Unverletztheit des Körpers und Nr. 4/2013 BJE über bestimmte Fragen der Notwehr. Über die Notwehr sollte ein selbstständiger Beschluss gefasst werden, weil das neue Strafgesetzbuch im Vergleich zum Alten mehrere Neuheiten eingeführt hatte.
Im Jahre 2014 hat das Kollegium für Zivilsachen – vorgehend auch als Rechtseinheitssenat – mit Rücksicht auf das Inkrafttreten des neuen Bürgerlichen Gesetzbuchs am 15. März 2014 entschieden, welche früheren Beschlüsse für die Rechtseinheit, Meinungen des Kollegiums, zivilrechtlichen Grundsatzurteile, zivil- und wirtschaftsrechtlichen Stellungnahmen usw. auch bei der Anwendung des neuen Zivilgesetzbuchs für maßgebend gehalten werden sollen. Darüber hinaus hat das Kollegium auch darüber entschieden, welche Rechtseinheitsakte unabhängig von dem Inkrafttreten des neuen Kodexs, d. h. sowohl in nach dem alten BGB, als auch in nach dem neuen BGB zu beurteilenden Angelegenheiten als schon überholt betrachtet werden sollen.
Dafür, dass ein Rechtseinheitsakt bei der Anwendung des neuen BGBs nicht mehr maßgebend ist, kann man zwei Gründe anführen: 
· die Bestimmung des neuen BGBs weicht von der früheren Bestimmung ab, die dem Rechtseinheitsakt zugrunde liegte, 
· der Rechtseinheitsakt wurde wörtlich oder inhaltlich in das neue BGB eingebaut, so braucht man nicht, ihn weiter aufrechtzuerhalten.   

Argumente in der Begründung von Rechtseinheitsakten, die als „eingebaut“ betrachtet sind, können auch in der Zukunft verwendet bzw. zitiert werden.  
Im Vergleich dazu hat das Kollegium für Zivilsachen die Rechtseinheitsakte bestimmt, die trotz des obigen Prinzips als „entsprechend anzuwendend“ betrachtet werden sollen. Dies bedeutet, dass man unter einer Rechtsnorm, auf die in einem Rechtseinheitsakt hingewiesen wurde, sinngemäß die inhaltlich identische Rechtsnorm des neuen BGBs verstehen soll, da die vorige schon außer Kraft gesetzt wurde.
Im Hinblick darauf, dass das alte BGB und andere privatrechtliche Gesetze (Familengesetz, Gesellschaftsgesetz) noch in mehreren Angelegenheiten anzuwenden sind, hat das Kollegium für Zivilsachen auch darüber entschieden, welche Rechtseinheitsakte infolge von Änderungen des alten BGBs oder anderer, dem Rechtseinheitsakt zugrunde liegenden Rechtsvorschriften, bzw. infolge von Änderungen der Lebensverhältnisse oder vom Zeitablauf – d. h. unabhängig vom Inkrafttreten des neuen BGBs – überholt worden sind.
D. Verbraucherschutz und Vertragsfreiheit: Beschlüsse für die Rechtseinheit bezüglich des Fremdwährungsdarlehens (2013-2016) 
Die Akkumulation der sich aus Fremdwährungsdarlehen ergebenden Schulden und die Erhöhung der Tilgungsanteile stellen ein gesellschaftliches Problem dar, das seit mehreren Jahren bestehen. Und die Leute, die die Bedrohung ihrer Existenz spüren, betrachten die Gerichte aus leichtverständlichen Gründen als „Zuflucht”. Meiner Meinung nach haben die zuständigen Richter der Kurie eine eindeutige und klare Entscheidung getroffen, diesem Problem höchste Priorität beizumessen, das Interesse der Bürger mit Empathie, aber gleichzeitig mit Enthaltung des dem Gesetze und seinem eigenen Gewissen unterworfenen Richters zu empfangen. Diese Einstellung war besonders notwendig, weil es hier um ein sehr komplexes Problem geht, infolge dessen die Kurie vor mehreren Wahlen stand. Aufgrund der wirtschaftlichen Funktion bzw. andere Eigenschaften des Fremdwährungsdarlehens sollten wir entscheiden, wohin sich dieser Vertragstyp innerhalb des Systems des ungarischen Zivilrechts einordnen lässt. Aus dem Prinzip der freien Marktwirtschaft folgend gewährt das Vertragsrecht allen Markteilnehmern eine weitgehende Entscheidungsfreiheit. Der Grundsatz von Treu und Glauben, sowie die Bestimmungen des Verbraucherschutzrechts halten diese Freiheit in Schranken, doch kann man den Markteillnehmen die Freiheit und die Verantwortung der Entscheidung nicht entziehen – auch wenn die Entscheidung eine erhebliche Risikoübernahme einschließt. Die Kurie sollte auch die Frage beanworten, ob die richterliche Vertragsänderung dafür geeignet ist, die infolge des Wirtschaftswandels in den vergangenen Jahren hinsichtlich der Darlehensverträge massenhaft aufgetretenen Wirkungen zu beseitigen. Die meisten Fragen wurden im Beschluss für die Rechtseinheit Nr. 6/2013 beantwortet.
Im Jahre 2014 hatte die Kurie über die besonderen Bestimmungen der Verträge über Fremdwährungsdarlehen – die als allagemeine Vertragsbedingung gelten – zu entscheiden. Dazu brauchte die Kurie, ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen Union zu stellen, mit Rücksicht darauf, dass bestimmte Vorschriften des ungarischen Zivilrechts – die die allgemeine Vetragsbedingungen berühren und den Verbraucher als weniger informierte Vertragspartei schützen – infolge der Umsetzung einer EU-Richtlinie ins ungarische Rechtssystem eingebaut wurden, und zur Auslegung dieser Richtlinie ist der Gerichtshof ausschließlich berechtigt. Aufgrund der Vorabentscheidung des Gerichtshofs wurde der Beschluss für die Rechtseinheit Nr. 2/2014 erlassen. Dieser Beschluss stellte unter anderem klar, dass die Übernahme des Kursrisikos – als freie wirtschaftliche Entscheidung des Verbrauchers – allein nicht unbillig ist, doch wird sie als Vertragsinhalt unbillig, wenn die Tatsache und unbeschränkte Natur der Risikoübernahme aus einem dem Finanzinstitut zurechenbaren Grund für den Verbraucher nicht erkennbar war. In dem Beschluss hob die Kurie hervor, dass das Recht der einseitigen Vertragsänderung  auch bei einem mit dem Verbraucher abzuschließenden Vertrag über Fremdwährungsdarlehen festgelegt werden kann, aber nicht schrankenlos. Das heißt, die Berechtigung des Finanzinstituts zur Vertragsänderung ist an strenge Voraussetzungen geknüpft. So darf das Vertragsänderungsrecht auschließlich auf objektive (d. h. vom Finanzinstitut nicht beeinflussbare) und ausdrücklich angegebene Gründe beruhen. Die Gründe und das Maß der Änderung sollen für den Verbraucher zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bemessbar, und beim tatsächlichen Eintreffen der Vertragsänderung nachprüfbar sein. 
In dem obigen Beschluss für die Rechtseinheit stellte die Kurie auch fest, dass die Verwendung von zweierleien Kursen – d. h. die Verwendung des Kaufskurses bei der Flüssigmachung, bzw. des Verkaufskurses bei der Tilgung – unbillig ist, weil gegenüber diesen Kosten keine, dem Verbraucher unmittelbar gewährte Leistung steht, und so diese Kosten ungerechtfertigt sind. Die Unbilligkeit dieser Bestimmung wird auch dadurch unterstützt, dass der wirtschaftliche Grund ihrer Anwendung für den Verbraucher weder klar und verständlich, noch transparent ist. 
Trotz der obigen Feststellungen hatten die Gerichte keine andere Wahl, als die Unbilligkeit der Darlehensverträge im Rahmen von Zivilprozessen und nach den kräftigen Gesetzen, einzelweise zu prüfen. Und so hatten sie keine Möglichkeit, die Phänomäne der „Devisenkreditierung“ nachträglich, aus wirtschaftlicher Sicht zu beurteilen und ihre schweren Folgen schnell, wirksam und massenhaft zu beseitigen. Es ist jedoch bemerkenswert, dass die zur Beseitigung dieses Problemenkreises in der zweiten Hälfte von 2014 erlassenen Gesetze die obigen Beschlüsse für die Rechtseinheit als Ausgangspunkt betrachtet haben. 
E. Das Praktikumsprogramm der Kurie 

Das Ziel des in 2014 eingeleiteten Praktikumsprogramss der Kurie ist, regelmäßige Kontakte auf institutioneller Ebene zwischen der Kurie und den Doktorschulen
 der juristischen Fakultäten zu schaffen, die einer fruchtbaren Zusammenarbeit von Theorie und Praxis beitragen.

Das erste Programm diente als Pilotprojekt: dreizehn Doktoranden und Doktorandinnen reichten Bewerbungen ein, die am 25. Februar 2014 von einem aus den Vertretern der Kurie bzw. der Doktorschulen bestehenden Zuschuss beurteilt wurden. Alle Kandidaten wurden ins Praktikumsprogramm mit dem Vorbehalt aufgenommen, dass sie bis zum Ende April 2014 einen Forschungsplan machen sollten. Aufgrund der Erfahrungen der ersten Monate konnte man die Bedingungen der Beschäftigung von Praktikanten und den organisatorischen Rahmen der Zusammenarbeit mit den Doktorschulen festlegen. Danach haben die Kurie und die Doktorschulen am 16. April 2014 ein Kooperationsabkommen unterzeichnet. Dies enthält die wesentlichen „Betriebsbedingungen“ des Praktikumprogramms.  
Die Praktikanten kommen aus den Doktorschulen und jeder von ihnen arbeitet neben einem Großsenat – die Einordnung erfolgt nach dem Thema der Doktorarbeit. Die Praktikanten unterstützen die richterliche Arbeit durch Forschung und Lieferung von Gutachten in den dem Senat zugeteilten Sachen, die gleichzeitig das Thema der Doktorarbeit berühren. Für wissenschaftliche Forschungszwecke – mit Genehmigung des Präsidenten – erhalten die Praktikanten Zugang zur Datenbank der Entscheidungen, darüber hinaus haben sie die Möglichkeit, die Richter der Kurie regelmäßig zu konsultieren. Die Zusammenarbeit schließt auch die regelmäßige Konsultation zwischen der Kurie und der Doktorschulen ein, damit die Doktorschulen für die Alltagspraxis der Rechtsprechung wesentliche, aktuelle Auslegungsprobleme als Forschungsthemen empfehlen. 
 
Die Arbeit der Praktikanten und die Erfahrungen der Zusammenarbeit wird jedes Jahr im Dezember, von dem aus Vertretern der Kurie und der Doktorschulen bestehenden Ausschuss bewertet. Zum Anlass dieser Tagungen haben die Praktikanten bzw. die als Mentor handelnde Richter der Kurie, ihr Bericht über die Zusammenarbeit des vergangenen Jahres zu erstatten. Nach den bisherigen Rückmeldungen reizt das Praktikumsprogramm die Doktoranden an: an der Kurie erworbene Erfahrungen verteilen sie in Form von wissenschaftlichen Publikationen bzw. als Universitätsdozenten. Oft ergänzen oder sogar verändern sie die Forschungsrichtung aufgrund dieser Erfahrungen.
An der Kurie arbeiten zur gleichen Zeit cca. zehn bis zwölf Praktikanten, die aufgrund eines Bewerbungsverfahrens ausgewählt werden. Die Zeit des Praktikums verändert sich individuell nach dem Forschungsthema. Mit der Aufnahme ins Praktikumsprogramm entsteht kein Dienstverhältnis: Ziele des Programms sind, das Wissen zu verteilen und gegenseitige Vorteile zu gewähren. Darüber hinaus bezweckt das Praktikumsprogramm, die geeigneten Fachleute zu finden, die später Hauptberater werden können. 
F. Die Körperschaft der Hauptberater
Die Aufstellung der Hauptberaterskörperschaft begann in 2014, nach der Veränderung des Gesetzes über das Diensverhältnis der Justigangestellten. Als erster Schritt ermöglichte das Gesetz, ab 1. März 2014 zwölf Hauptberaterstellen zu errichten. In 2014 unterstützten sieben hochqualifizierte Hauptberater die richterliche Arbeit, ihre Anzahl steigerte auf zwölf im ersten Viertel von 2015, und im Jahre 2017 wurden schon fünfzehn Hauptberater an der Kurie beschäftigt.
In jedem Kollegium der Kurie ist eine Anzahl von Hauptberatern tätig, die die Wirksamkeit der Rechtsprechung und der bezüglichen Verwaltungsarbeit wesentlich erhöht. Obwohl die Hauptberater grundsätzlich neben den Großsenaten eingeordnet sind, im Laufe der Zeit spezialiserten sie sich gewissermaßen, weil ihre Arbeitskräfte zwischen der Unterstützung des Kollegiums in seinen Verwaltungs- und Rechtseinheitstätigkeiten und der Unterstützung der Großsenate –  in individuell unterschiedlichen Anteilen – verteilt sind. Darüber hinaus spezialisierten sie sich auch nach den Aufgaben der einzelnen Großsenate. Sie unterstützen die Rechtsprechung durch zusammenfassende Berichte über die vorgekommenen Rechtsauslegungsprobleme bzw. die Auslegung des EU-Rechts. Die Hauptberater leisteten einen wesentlichen Beitrag zur Arbeit der Kollegien: sie nahmen an der Begutachtung von Gesetzesentwürfen, sowie an der Vorbereitung von Beschlüssen für die Rechtseinheit und von Meinungen der Kollegien teil. 
Die Integration der Hauptberater war erfolgreich: an sie werden immer mehr Anfragen gerichtet, um ihre Meinung über ein bestimmtes Problem zu äußern. Zu den Ergebnissen der vergangenen Jahre gehört die Verstärkung von persönlichen Beziehungen, damit auf lange Sicht eine vertrauliche Atmosphäre zwischen den Richtern und den Hauptberatern herrschen kann. Die Beschäftigung von Hauptberatern an der Kurie beruht auf dem Prinzip des gegenseitigen Lernens. Voneinander lernen können wir aber nur in vertraulicher Atmosphäre. Die Hauptberater, die in den meisten Fällen aus der wissentschaftlichen Welt kommen, können durch ihre verschiedene Betrachtungsweise und vertieftes Wissen in bestimmten Rechtsgebieten die Richter der Kurie in ihrer Arbeit helfen. Die Tätigkeit der Hauptberater kann von Erfolg gekront werden, wenn sie die für die Beurteilung von Rechtssachen als letzter Instanz bzw. für die Gewährung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung notwendige „höchstinstanzliche“ Denkweise aneignen. Für sie gewährt die Kurie als höchstes Gerichtsorgan die Gegelegenheit, die Entwicklung der Rechtsprechung zu beobachten, die täglichen Herausforderungen der Rechtsauslegung kennenzulernen und über die richterliche Tätigkeit eine Übersicht innen zu erlangen. Diese kontinuierliche Sammlung von Erfahrungen halten selbst die Hauptberater für unverzichtbar. 
G. Die von der Kurie ins Leben gerufene bzw. mit ihrer aktiven Teilnahme betriebene Konsultationsgremien  
Im November 2014, an der Kurie fand die erste Sitzung des Gremiums statt, das die Auslegungsfragen identifiziert, die bei der Anwendung des neuen Zivilgesetzbuchs aufkommen. Mit Rücksicht darauf, dass die Beantwortung solcher Fragen die Zusammenarbeit von Theorie und Praxis benötigt, besteht das Gremium aus Vertretern der Kurie, der Generalstaatsanwaltschaft, des Ungarischen Rechtsanwaltskammer, der Ungarischen Notenkammer bzw. aus Universitätsprofessoren und Dozenten. 
Die bisherige Tätigkeit des Gremiums führte zu ergebnisreichen Gesprächen und die Veröffentlichung von mehreren Stellungnahmen. Das Gremium bildet keinen Teil der Gerichtsorganisation, so sind ihre Stellungnahmen nicht rechtsverbindlich. Als Gründer des Gremiums bin ich jedoch überzeugt, dass die hier entwickelten Gedanken den rechtsuchenden Bürgern Hilfe leisten, um die erste Schritte bei der Anwendung des neuen privatrechtlichen Kodexs zu machen.
Im Jahre 2015 äußerte das Gremium ihre Meinung über Fragen bezugnehmend auf die Handlungsfähigkeit, den Schutz von Persönlichkeitsrechten und die elterliche Sorge. 2016 veröffentlichte das Gremium Stellungnahmen über die Auslegung der Verjährungsregel des neuen BGBs bzw. über die Haftung der Vorstandsmitglieder gegenüber der juristischen Person. In 2017 befasste sich das Gremium mit der Auflösung von Miteigentum und der Haftung für durch Vertragsverletzung verursachte Schäden. Die Stellungnahmen des Gremiums sind auf der Webseite der Kurie erreichbar.
Ich habe die sogenannten  „Neues BGB – Rechtseinheitsgruppen“ ins Leben gerufen, deren Mitglieder sich zum ersten Mal im April 2016 versammelten, und die ausschließlich auf der freiwilligen Mitgliedschaft von Richtern basieren. Es gibt fünf Gruppen (Der Mensch als Rechtssubjekt und die Persönlichkeitsrechte; Familien- und Erberecht; Juristische Personen; Sachenrecht; Schuldrecht und Ungültigkeit), deren Mitglieder ihre Erfahrungen hauptsächlich durch ein geschlossenes Online Platform austauschen und zu diesem Zweck auch rechtskräftige Urteile hinaufladen können. 
In 2015 hat das Konsultationsgremium für die Registrierung von Zivilorganisationen, an dem die Vertreter der Tafelgerichte, der Landesgerichte, der Kurie und der Generalstaatsanwaltschaft, bzw. die Sachverständigen des Landesrichteramts beteiligt sind. Das Gremium sitzt monatlich oder zweimonatlich zusammen; seine Stellungnahmen sind auf der zentralen Intranet-Webseite der Gerichte veröffentlicht. Fazit der Initiative: einheitlicher Rechtsauslegung in Registrierungsangelegenheiten und fallende Anzahl von Berufungen. 
Die Kurie wird der Beseitigung der in der richterlichen Praxis hinsichtlich des Fremdwährungsdarlehens aufkommenden Probleme – so schnell wie möglich – weiterhin höchste Priorität beimessen, insbesondere im Hinblick auf die große Zahl der zur Feststellung der Ungültigkeit eingeleiteten Prozesse und die gesellschaftliche Bedeutung dieses Problemenkreises. Deswegen habe ich in 2016 ein Konsultationsgremium aufgestellt, dessen Aufgabe ist, die von den Richtern angegebenen Fragen und Problemen hinsichtlich dieser Feststellungsklagen zu sammeln und zu behandeln. Das Gremium wird einmal im Monat zusammengerufen und besteht aus Leitern der Kollegien für Zivilsachen von verschiedenen Tafel- und Landesgerichten bzw. aus Richtern, die umfassende praktische Erfahrungen zum Thema haben. Mitglieder sind der Leiter des Kollegiums für Zivilsachen der Kurie, sowie Senatsvorsitzenden der Kurie und auch ein Hauptberater. Die Gesprächsnotize werden in dem Amtsblatt der Kurie veröffentlicht. 
Im Jahre 2018 fängt ein neues Gremium die Arbeit an, dessen Aufstellung wegen Auslegungsprobleme notwendig war, die in die Gemeinschaften der Wohnungseigentümer einschließenden Rechtsstreiten regelmäßig aufkommen. Diese Probleme wurden von einer Rechtsprechungsanalysengruppe identifiziert. 

H. Wahlgerichtsbarkeit in 2014
In 2014 haben die Staatsbürger Ungarns nach den neuen Rechtsvorschriften die Parlamentsmidglieder, dann im Herbst die Mitglieder der Gemeinderäte. 
 Für die Kurie bedeuteten die Wahlen einen geschichtlichen Moment, da sie als höchstes Gerichtsorgan die neuen Rechtsvorschriften zum ersten Mal anzuwenden hatte. Aus dem Prinzip der Volksherrschaft folgend ist die Wahl der Mitglieder eines Volksvertretungsorgans ist ein Akt, der öffentliche Gewalt  verfasst. Deswegen hat man im Laufe des ganzen Verfahrens die Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten, und in dieser Hinsicht gilt die Möglichkeit der richterlichen Überprüfung als letzte Garantie. Für die aus drei Berufsrichtern bestehenden Senate legt das Gesetz eine Frist von drei Tagen, innerhalb deren die Wahlanfechtungsklagen beurteilt werden sollen, da der Verfahrensgegenstand in jedem Fall eine hervorragende Gemeinsschaftssache darstellt. Dementsprechend wird den zuständigen Gerichten eine riesengroße Verantwortung übertragen, die im Fall der Kurie dadurch ergänzt wird, dass sie in mehreren Wahlsachen als letzte Instanz enstcheidet und ihre Entscheidungen wirken auf die Rechtsauslegung von den Gerichten niedriger Instanz bzw. von den Wahlausschüssen. In 2014 entschieden die Senate der Kurie in 280 Wahlrechtssachen – dies entspriecht der Arbeitsbelastung von zwei Monaten der Verwaltungsrichter der Kurie. 
In den von der Kurie nach den neuen Rechtsvorschriften beurteilten Wahlrechtssachen wurden in mehreren Fällen Verfassungsbeschwerden erhoben. Doch hat das Verfassungsgericht keine von diesen Beschwerden für begründet gehalten, d. h. im Falle einer Prüfung in der Sache selbst war es mit dem Standpunkt der Kurie einverstanden. Was die Kommunalwahlen in 2014 betreffen, wegen der Zuständigkeitsregel wurden die Wahlanfechtungsklagen in erheblichem Maß von den Tafelgerichten beurteilt, und die Kurie hatte keine besondere Maßnahmen zu treffen, um die Einheitlichkeit der Wahlgerichtsbarkeit zu gewährleisten. Das heißt, die Rechtsprechung der Tafelgerichte war einheitlich und richtete sich nach der früheren Rechtsprechung der Kurie. Die Gegenstände der Rechtsstreite waren ähnlich wie in den früheren Wahljahren, und es gab nur geringe, aus neuen Rechtsinstituten folgenden Neuheiten, wie z. B. die Geldbuße wegen Fehlrechnung von den sogenannten Empfehlungszettel. So konnten sich die Richter in der Mehrheit der Wahlrechtssachen auf eine feste Rechtsprechung veranlassen. 
I. Kommunalrechtliche Normenkontrolle  
Das neue Grungesetz von Ungarn und das neue Gerichtsverfassungsgesetz haben die Kurie mit neuen Befugnissen ausgestattet: die Prüfung und gegebenenfalls die Aufhebung von gegen höherrangiges Recht (einschließ der Gesetzesebene) verstoßenden Verordnungen von Kommunalverwaltungen, bzw. die Prüfung des Versäumnisses einer gesetzlich festgelegten Rechtssetzungspflicht. Dementsprechend gibt es an der Kurie seit dem 1. Januar 2012 einen für kommunalrechtliche Sachen zuständigen Senat, der jedes Jahr über cca. 60-70 Angelegenheiten enstcheidet. 
Ein Normenkontrollverfahren konnte am Anfang auschließlich von dem zuständigen Regierungsamt und von dem Richter, der die Verordnung in einem vor ihm anhängigen Verfahren anwenden soll, eingeleitet werden. Ab 1. Januar 2013 ist der Bürgerbeauftragte für Grundrechte (d.h. der ungarische Ombudsmann) auch zur Einleitung des Verfahrens berechtigt. Wegen Versäumnis der Rechtssetzungspflicht kann nur das Regierungsamt – als Aufsichtsorgan
 – das Verfahren der Kurie einleiten. Wenn der kommunalrechtliche Senat der Kurie das Versäumnis feststellt, ordnet die betroffene Kommunalverwaltung mit Fristsetzung, ihre Rechtssetzungspflicht zu erfüllen. Sollte diese Frist ergebnislos abläufen, wird der Senat mit Fristsetzung anordnen, dass die Verordnung von dem zuständigen Regierungsamt – im Namen der Kommunalverwaltung – erlasst werden soll (der sog. Ersatz von Verordnungen
). Der Senat entscheidet über den Antrag innerhalb von 90 Tagen nach der Einreichung, in Form von freiwilliger Gerichtsbarkeit. Beschlüsse des kommunalrechtlichen Senats sind für alle verbindlich (erga omnes) und werden im Ungarischen Amtsblatt veröffentlicht. 
Im Jahre 2012 hatte die Kurie die Fundamente ihrer Rechtsprechung bezüglich der Normenkontrollverfahren legen. In dieser Hinsicht scheint die frühere Rechtsprechung des Verfassungsgerichts weiter zu leben
, doch veranlasste sich der kommunalrechtliche Senat mehrmals auf frühere Enstcheidungen der Kurie (bzw. ihres Rechtsvorgängers: des obersten Gerichts), und nahm Rücksicht auch auf den Fallrecht des Gerichtshof der Europäischen Union und des Europäischen Gerichtshof für die Menschenrechte. Unabhängig davon hat der Senat schon in 2012 dieses Sondergebiet der Verwaltungsgerichtsbarkeit mit vielen neuen Ansichten bereichert.
Beim Legen der Fundamente sollte die Kurie auch ihre eigenen Befugnisse und die Verfahrensregeln der Normenkontrolle auszulegen. Der kommunalrechtliche Senat entschied für die Zulässigkeit der von Richtern gestellten Anträge, die auf die Prüfung von schon außer Kraft gesetzten Verordnungen gerichtet sind. Das Gericht prüft nämlich die Verwaltungsakte aufgrund der zum Zeitpunkt ihres Erlassens kräftigen Rechtsvorschriften, so kann die Gesetzwidrigkeit der Verordnung einer Kommunalverwaltung hinsichtlich dieses Zeitpunktes aufkommen. Und folgendermaßen kann die Gesetzmäßigkeit einer schon außer Kraft gesetzten Verordnung sogar aufgrund eines aufgehobenen Gesetzes geprüft werden.
 Nämlich soll der Richter immer über das Bestehen von Rechten und Pflichten entscheiden, die im Vergleich zur Zeitphase des Prozesses früher entstanden. Das Recht oder die Pflicht besteht nur im Fall, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Entstehung von der – in rechtsstaatlichen Umständen verfassten – Rechtsordnung anerkannt wurden. So kann der Richter seine im Grundgesetz festgelegte Aufgabe nur dann erfüllen, wenn seine Frage – ob die Verordnung der Kommunalverwaltung, als sie noch in Kraft war, in Übereinstimmung mit den damals kräftigen höherrangigen Rechtsvorschriften war. Bei der Auslegung seiner Befugnisse stellte der Senat fest, dass er an den Antrag gebunden ist, d. h. über den Antrag hinaus kann er nur jene Bestimmungen der Verordnung prüfen, die mit den angefochtenen Bestimmungen inhaltlich und logisch eng zusammenhängen. 
Im Jahre 2013 tauchte die Frage mangels eindeutiger Verfahrensregeln auf, ob sich der kommunalrechtliche Senat der Kurie – unter Aussetzung des Normenkontrolleverfahrens – selbst an das ungarische Verfassungsgericht oder an den Gerichtshof der Europäischen Union wenden kann, um eine nachträgliche Normenkontrolle bzw. eine Vorabentscheidung zu ersuchen. Nach Auslegung der Bestimmungen des Grundgesetzes und des Verfassungsgerichtsgesetzes nahm der Senat den Standpunkt ein, dass es ihm – wie allen Richtern - zusteht, die Verfassungsmäßigkeit des anzuwendenden (im Vergleich zur Verordnung höherrangigen) Rechts infrage stellen.
 Hinsichtlich des Vorabentscheidungsverfahrens war der Senat der Meinung, dass vor einem Vorabentscheidungsersuchen die Rechtsprechung der für ähnliche (Normenkontrolle einschließende) Sachen zuständigen, ausländischen Gerichte zu untersuchen ist.

Ein großer Teil der Normenkontrolle-Sachen schließt die Frage der Ermächtigung zum Erlass von Verordnungen, sowie den internen Entscheidungsmechanismus der Kommunalverwaltung. Sollte die Verordnung die Rahmen der gesetzlichen Ermächtigung überschritten haben, wird sie vom kommunalrechtlichen Senat aufgehoben werden. In einem Fall hob der Senat einzelne Bestimmungen einer von der Hauptstadtverwaltung über das Verbot vom Lagern im öffentlichen Raum erlassenen Verordnung auf, mit Hinweis auf die enge Auslegung der bezüglichen, vom Ordnungswidrigkeitengesetz enthielten Ermächtigungsnorm. Das heißt, das Lagern im öffentlichen Raum kann nur an einem Ort verboten werden, wo die im Grundgesetz und in dem Ordnungswidrigkeitengesetzt bestimmten, schutzwürdigen Werte (wie z. B. die öffentliche Orndung, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Gesundheit und die kulturellen Werte) tatsächlich und nachprüfbar geltend gemacht werden sollen.

Was den Entscheidungsmechanismus betrifft, misst der Senat dem Begriff der öffentlich-rechtlichen Ungültigkeit große Bedeutung bei. Nämlich, wenn die Kommunalverwaltung gegen die Regeln über den Erlass von Verordnungen verstoßt hat, wird der Senat die Verordnung mit Rückwirkung auf den Tag der Verkündigung aufheben. Öffentlich-rechtliche Ungültigkeit verursacht z. B. wenn die Kommunalverwaltung beim Erlass des Bebauungsplans versäumt, die Gutachten des zuständigen Hauptarchitekts und der vom Gesetz bestimmten Staatsorgane einzuholen.
 Verordnungen, die eine, vom Verfassungsgericht einmal schon aufgehobene Regelung wieder einführen, stellen einen groben Verstoß gegen Rechtsstaatlichkeit. Solche Verordnungen erklärt der kommunalrechtliche Senat ausnahmslos für nichtig.
Aus anderer Sicht gilt die Aufhebung einer Verordnung als der schwerste Eingriff in die Autonomie einer Kommunalverwaltung. Deswegen strebt der Senat der Kurie danach, mit Schonung von kommunalrechtlichen Normen vorzugehen, d. h. er hebt nur jene Bestimmungen auf, die tatsächlich gesetzwidrig sind oder Rechtsunsicherheit verursachen, und bezeichnet gegebenenfalls auch die in Kraft bleibenden Normen. 

Die Kurie hat mehrere Sachen behandelt, wo die Gesetzwidrigkeit der Verordnung auf die Ausübung von einem konkreten Grundrecht (z. B. Wahlrecht, Schutz der Privatsphäre, Versammlungsrecht) zurückgeführt werden konnte. So kann die Verordnung einer Kommunalverwaltung die regelmäßige Körperpflege als Voraussetzung der Inanspruchnahme von Sozialhilfen nicht festlegen, weil die Körperpflege in dieser Hinsicht irrelevant ist, und eine solche Voraussetzung als ungerechtfertigter Eingriff in die Privatsphäre des Bürgers gilt.
 Der kommunalrechtliche Senat hielt sich die Chancengleichheit von Behinderten vor Augen, als er einzelne Bestimmungen der Parkverordnung der Hauptstadtsverwaltung aufgehoben hat. Es gab keinen vernünftigen Grund dafür, dass während das nachträgliche Aufzeigen des Parkscheins – und damit die Freistellung von der Nachgebührpflicht – zulässig war, wurde eine solche Gelegenheit im Fall eines unpassend platzierten Behindertenausweises nicht gewährt, mit besonderer Hinsicht auf die Tatsache, dass der Behindertenausweis zwei Seiten hat.

Die Normenkontrolle-Sachen berühren die verschiedensten Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft (Besteuerung, Baurecht, Sozialwesen, Regeln des gemeinschaftlichen Zusammenlebens). Von hervorrangeder Bedeutung sind die Verordnungen über kommunale Steuern, die die Kommunalverwaltungen aufgrund der im Kommunalsteuergesetz gefassten Ermächtigung, zum Zweck des Beitrags zu öffentlichen Lasten erlassen. Nach dem im Artikel XXX des Grundgesetz festgelegten Prinzip des angemessenen Beitrags zur Deckung der gemeinsamen Bedürfnisse (und nach der bezüglichen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts) stellte der kommunalrechtliche Senat fest, dass bei Vermögenssteuern der Steuersatz nicht zur Beschlagnahme des Steuerobjekts führen darf. Das heißt, der Steuersatz, der auf Jahresbasis cca. 60-70% des Vermögenswerts ausmacht, als beschlagnahmende Steuer gilt und die Eigenschaften der Steuer als Rechtsinstitut verliert, und deswegen sind solche Vermögenssteuer gesetzwidrig. Die Besteuerung kann jedoch die (lokalen) Steuersubjekte zu Recht veranlassen, bestimmte wirtschaftliche Handlungen vorzunehmen oder von diesen sich zu enthalten. Die obenerwähnte, originelle Funktion der Besteuerung erfüllt die Steuerpflicht nicht, wenn sie auf ein einziges, aufgrund der Regelung gut abgrenzbares Steuersubjekt gerichtet ist.
 Bezugnehmend auf die Einführung der Gemeindesteuer als neuer Steuertyp ab 1. Januar 2015 hat der Senat den Begriff der„öffentlichen Last“ ausgelegt. So ist z. B. der Beitrag zum Fonds für die Minderung von Landwirtschaftsschäden keine öffentliche Last, da sie nicht zur Deckung von gemeinsamen Bedürfnissen dient. Gebühre der Zurverfügungstellung von öffentlichen Dienstleistungen (wie z. B. der Feldhüterdienst) gelten demgegenüber als öffentliche Lasten. 

Bei der Prüfung einer Verordnung über kommunale Steuern stellte der Senat fest, dass die in der Verordnung für eine bestimmte (kurze) Periode gewährte Freiheit von Grundsteuer als gerechte Anwartschaft gilt. Deswegen verletzt eine Verordnung, die auf die ursprünglich steuerfreie Periode – mit Vorbereitungszeit von einem Monat – Steuer erhebt, sowohl die Rechtssicherheit, als auch die erforderliche Vorbereitungszeit für die Anwendung einer Rechtsvorschrift. Fazit: auch der Vertrauensschutz erscheint in dem Normenkontrollverfahren der Kurie.

IV.  Zusammenfassung
Die Aufstellung der Berufungsinstanz, die Suche nach den klassichen Rollen des obersten Gerichts, die hohen Erwartungen und Kritik der Gesellschaft hinsichtlich der Rechtseinheit, die sich geltend machenden Prinzipen der Rechtsstaatlichkeit, der unbearbeitete dogmatische und theoretische Hintergrund, Kommunikationsprobleme zwischen den und innerhalb der einzelnen juristischen Berufe, die rudimentäre Verarbeitung der Rechtsprechung als Wissensbasis, die geerbten, überholten Strukturen, summarische Bewertung seitens der Medien, die Umwandlung des Rechtssystem in ein mehrstufiges System (Menschenrechte, europäische Rechtsordnung usw.), teilweise veraltenden, teilweise veraltenden Traditionen, und demgegenüber das moderne Recht der kapitalistischen Marktwirtschaft stellt die rechtsprechende Gewalt in ganz Mittel-und Osteuropa vor außerordentlichen Herausforderungen. Und so war meine Absicht, durch die oben ausgeführten Lösungen eine mögliche Methode vorzustellen, damit man diese Anhäufung von komplexen Problemen beseitigen kann.
� Literatur: Krekó Péter: Gyanús világ, gyanús jogrendszer, In: A jog szociálpszichológiája – Hiányzó láncszem, bearbeitet von Hunyadi-Berkics, ELTE Eötvös Kiadó, Budapest, 2015, S. 417-434. 


� Ausführliche Informationen über das Projekt sind auf Englisch auf der Webseite der Kurie erreichbar: � HYPERLINK "http://www.lb.hu/en/supreme-courts-guarantees" �http://www.lb.hu/en/supreme-courts-guarantees� 


� Das Best Practice Guide ist auf English bzw. auf Ungarisch über den folgenden Link erreichbar: � HYPERLINK "http://kuria-birosag.hu/en/press/best-practice-guide-management-supreme-courts-european-union-english-and-hungarian-language" �http://kuria-birosag.hu/en/press/best-practice-guide-management-supreme-courts-european-union-english-and-hungarian-language� 


� Schon §1 des Gesetzes Nr. IV aus 1869 setzte die Abtrennung der Gerichtsbarkeit von der Exekutive fest: „Die Justiz ist von der Verwaltung abgetrennt”.  


� Die Gesetzessammlung von István Werbőczy, das sog. Tripartitum (1514) stellt in der einleitenden Vorschriften fest, dass die menschliche Beurteilung von der Angst, der Gewinnsucht, dem Hass und der Liebe verwirrt werden, und der Richter muss sich deshalb von diesen fernhalten: „Humanum autem judicium quatour modis solet perverti. Timore, dum metu potestatis alicujus veritatem loqui pertimescimus. Cupiditate, dum praemio animum alicujus corrumpimus. Odio, dum contra quemlibet adversarium molimur. Amore, dum amico, vel propinquo aliquid praestare contendimus. Quae omnia in judice summopere sunt cavenda, atque fugienda.” (Tripartitum, Prologus, Tit. 14, §6) 


� Laut des Tripartitums gibt es einen wesentlichen Unterschied zwischen dem Vorgang des „Höchstrichters” (wie z. B. der Papst oder der Kaiser) und dem des „unterworfenen Richters”. Die vorigen sollen sich immer an die Wirklichkeit halten, aber die letzteren sollen sich daran halten, was im Prozess bewiesen wurde: „His duo adjungam: unum, quod s isit supremus judex: ut papa, et imperator, vel alius, qui non adstringitur legibus; tune debet sequi veritatem. Si vero est judex inferior, tenetur secundum allegata et probata, etiam contra conscientiam judicare; nec tunc peccat, quia restringitur ad id faciendum juris authoritate.” (Tripartitum, Prologus, Tit. 16, 3§) s


� Mit der Justizreform von 1723 kam die vom Königshof unabhängige Kurie zustande, die aus der Königlichen Tafel und der sog. Siebenmännertafel bestand.   


� Der Begriff des Rechtsschutzes einbeschließt immer mehr den richterlichen Schutz der Grundrechte, der von den Spruchkörpern der Kurie eine verfassungsrechtliche Betrachtungsweise erfordert.  


� Hierzu zählen vor allem die Arbeitsorganisation, die Personalpolitik, sowie die Entwicklung von internationalen Beziehungen und Beziehungen zur Öffentlichkeit.  


� Nach Artikel 25, Abs. 3 des Grundgesetzes: „Über die Bestimmungen von Absatz 2 hinaus sichert die Kurie die Einheit der Rechtsanwendung der Gerichte und fasst Beschlüsse zur Rechtseinheitlichkeit, die für die Gerichte verbindlich sind.“


Az Alaptörvény 25. cikkének (3) bekezdése szerint „A Kúria a (2) bekezdésben meghatározottak mellett biztosítja a bíróságok jogalkalmazásának egységét, a bíróságokra kötelező jogegységi határozatot hoz.”


� Am Ende des XIX. Jahrhunderts kam der Anspruch auf, dass die grundsätzlichen Fragen der Rechtsanwendung von dem höchsten Gerichtsorgan, in Form von eigenartigen, über keine individuellen Sachen entscheidenden Beschlüssen haben beantwortet werden sollen. Ab 1881 war die aus den  Zivilsenaten bestehende Plenarsitzung der Königlichen Kurie berechtigt, streitige Rechtsfragen zu beschließen; diese Beschlüsse waren jedoch nur für die Zivilsenate bei der Beurteilung von künftigen Sachen. Ab 1912 gab es schon in allen Zweigen der Gerichtsbarkeit einen Rechtseinheitssenat, und in bestimmten Fragen war die Plenarsitzung der Kurie befugt, einen Beschluss zur Rechtseinheit zu fassen, der von allen Gerichte des Landes befolgt werden sollten. Dieses Rechtsinstitut wird in den westeuropäischen bzw. angelsächsischen Rechtskreisen oft mit Argwohn empfangen: es ist als Schranke der Unabhängigkeit des Richters betrachtet. Der Richter hatte jedoch vor hundert Jahren und hat auch heute die Möglichkeit, mit einer entsprechenden (rechtlichen und sachlichen) Rechtfertigung von dem Inhalt des Beschlusses zur Rechtseinheit abzuweichen. 


� Ab 1. Januar 2012 ist die Kurie berechtigt, auch die Entscheidungen von im Instanzenzug untergeordneten Gerichte als Grundsatzentscheidung zu veröffentlichen, wenn sie in einer, die Gesellschaft in großem Umfang berührenden Angelegenheit über eine grundsätzliche Rechtsfrage entschieden haben. Auch diese Entscheidungen werden von den Veröffentlichungssenaten der Kurie ausgewählt [§31 des ungarischen Gerichtsverfassungsgesetzes].  


� Zustand am 1. April 2017. Quelle: die Informationswebseite des Justizministeriums über EU-Angelegenheiten: � HYPERLINK "https://eujog.im.kormany.hu/admin/download/1/07/c1000/Folyamatban%20l%C3%A9v%C5%91%20magyar%20el%C5%91zetes%20d%C3%B6nt%C3%A9shozatali%20elj%C3%A1r%C3%A1sok-20170401.pdf" �https://eujog.im.kormany.hu/admin/download/1/07/c1000/Folyamatban%20l%C3%A9v%C5%91%20magyar%20el%C5%91zetes%20d%C3%B6nt%C3%A9shozatali%20elj%C3%A1r%C3%A1sok-20170401.pdf� 


� Die SWOT-Analyse bedeutet die Bestandsaufnahme von inneren (Strengths / Weaknesses, d. h. Kräfte und Schwächen) und äußeren (Opportunities / Threats, d. h. Gelegenheiten und Bedrohungen) Gegebenheiten, damit die aus strategischer Sicht wichtigsten Aufgaben identifiziert werden können.  


� Hierzu zählt zum Beispiel die Meinung des Kollegiums für Verwaltungs- und Arbeitssachen Nr. 3/2014. (III.31.) KMK, die mit Rücksicht auf das Inkrafttreten des neuen Gesetzes über das Arbeitsgesetzbuch Ungarns am 1. Juli 2012 Auslegungsrichtlinien in Bezug auf die Rechtsfolgen der rechtswidrigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses seitens des Arbeitgebers enthält.


� Als Beispiel kann die Meinung des Kollegiums für Verwaltungs- und Arbeitssachen Nr. 5/2016. (IX.26.) KMK erwähnt werden. Diese Meinung – aufgrund einer im Thema der Abrechnung der Umsatzsteuer durchgeführte Rechtsprechungsanalyse – enthält Auslegungsrichtlinien darüber, in welchen Fällen die Steuerbehörde die Rechtswidrigkeit der Abrechnung feststellen kann bzw. wie ändert sich der Beweislast.  


� Am 1. Januar 2018 sind die neue Zivilprozessordnung (ZPO) und die selbstständige Verwaltungsprozessordnung (VWPO) Ungarns in Kraft getreten. 


�  Dies ist laut des Gerichtsverfassungsgesetzes (in Kraft seit 1. Januar 2012) erlaubt, 


wenn die Veränderung oder die Aufhebung eines früheren gefassten Beschlusses für die Rechtseinheit notwendig ist,  


wenn das Ziel des Rechtseinheitsverfahrens ist, über eine Grundatzfrage zu entscheiden, deren Entscheidung für die Weiterentwicklung der Rechtsprechung notwendig ist,   


wenn es für die Abschaffung von früheren, vor dem Inkrafttreten des Gesetzes erlassenen Richtlinien, Grundsatzenstscheidungen und Stellungnahmen der Kollegien notwendig ist.   





� Die Doktorbildung ist nach dem ungarischen Hochschulgesetz Teil der akademischen Bildung, der nach dem Masterstudiengang für den Erwerb des Doktortitels, also für die Promotion vorbereitet. Die Bildungszeit dauert im allgemeinen acht Semester (§16 Abs. 1 des Hochschulgesetzes). 


� In 2016 sammelten die Kollegien der Kurie die Themen, die aus dem Standpunkt der Gerichte aus aktuelle Auslegungsprobleme darstellen, und schickten diese den Doktorschulen zu. So hat das Kollegium für Zivilsachen z. B. die Anwendung des Schmerzgelds, die Haftung für durch Vertragsverletzung verursachte Schäden, während das Kollegium für Verwaltungs- und Arbeitssachen die mit dem Verkehr von Grund und Boden zusammenhängenden Rechtsstreite, das Verhältnis zwischen dem Verfahren der Steuerbehörde und dem gerichtlichen Rechtsbehelf als Forschungsthemen empfohlen.   


� Nach dem am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen, neuen Wahlgesetz werden die Wahlen in einer Runde mit zwei Stimmen abgewickelt. Das ungarische Wahlsystem ist ein sog. gemischtes System. Die Anzahl der Parlamentsmitglieder nahm von 386 zu 199 ab. Daraus wählt man 106 Mitglieder aufgrund des Territorial- bzw. des Personalprinzips in Einerwahlkreisen, durch direkte und absolute Mehreitswahl. Die übrigen 93 Mitglieder werden durch Listenwahl gewählt.  


� Nach §127 des Gesetzes Nr. CLXXXIX aus 2011 (Kommunalverwaltungsgesetz) die Aufsicht hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit der Kommunalverwaltungen wird unter der Leitung des zuständigen Ministers durch die Regierungsamte gewährleistet.  


� Der Ersatz von Verordnungen ist auf höchster Ebene im Artikel 32 Abs. 5 des ungarischen Grundgesetzes geregelt. Obwohl diese Entscheidungen sehr selten sind, ordnete der kommunalrechtliche Senat der Kurie schon in 2012 den Ersatz an. 


� Als Beispiel kann man den Fall Nr. Köf. 5043/2012 anführen, wo der kommunalrechtliche Senat eine Parkverordnung mit Hinweis auf die frühere Rechtsprechung des Verfassungsgerichts aufgehoben hat. Demnach, wenn eine Kommunalverordnung aufgrund gesetzlicher Ermächtigung erlassen wurde und das Verfassungsgericht die Ermächtigungsnorm für verfassungswidrig erklärte, so wird diese Verfassungswidrigkeit auch auf die Verfassungsmäßigkeit der fraglichen Kommunalverordnung aus. 


� In solchen Fällen wird der Senat der Kurie über die Feststellung der Rechtswidrigkeit hinaus ein Anwendungsverbot der Verordnung in dem zugrunde liegenden Verfahren und in allen anderen, vor Gerichten anhängigen Sachen anordnen.  


� Siehe Beschluss Nr. Köf. 5053/2013. 


� Das Problem wurde vom §32 des am 1. Januar 2018 in Kraft getretenen Gesetzes Nr. I aus 2017 über die Verwaltungsprozessordnung (VWPO) auf beruhigende Weise beseitigt. Diese Rechtsnorm enthält ausdrücklich die Möglichkeit, ein Ersuchen an beiden der obenerwähnten Foren zu stellen.  


� Siehe die Beschlüsse Nr. Köf.5020/2014 und Köf.5055/2014.


� Siehe die Beschlüsse Nr. Köf.5013/2013/7 und Köf.5055/2013/9.


� Siehe Beschluss Nr. Köf.5051/2012/6.  


� Siehe Beschluss Nr. Köf. 5011/2013/6.  


� Siehe Beschluss Nr. Köf.5081/2012/4.  


� Siehe Beschluss Nr. Köf.5036/2016/5.  
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